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Das Wichtigste in Kürze 
 
 
 
Das Mandat 
 
Die Gemeinde Stäfa, vertreten durch den Gemeindeschreiber, Herrn Daniel Scheidegger, 
fragte das Forschungsinstitut gfs.bern an, rund um die Reform der Gemeindeorganisation 
"Stäfa 2010 – S'Zäni", Vorabklärungen über Einstellungen zu und der Akzeptanz von al-
ternativen Reformabsichten in der Stimmberechtigtenschaft von Stäfa durchzuführen. 
 
 
Die Ergebnisse 
 
Eine Überarbeitung und Anpassung der Gemeindeordnung von Stäfa bis 2010 wird von 
den Befragten grossmehrheitlich als sinnvoll bezeichnet. Damit widerspiegelt sich in der 
Gemeinde Stäfa der bereits in anderen Gemeinden der Deutschschweiz festgestellte aus-
geprägte Reformwille. Allerdings ist die Zustimmung zur Reform von deren Ausgestaltung 
abhängig.  
 
Die grösste Zustimmung erhält das Reformvorhaben Verkleinerung des Gemeinderats. Fast 
zwei Drittel bezeichnen dieses Vorhaben als sinnvoll.  
 
Für diese Personen bringt die Verkleinerung des Gemeinderates klare Vorteile mit sich. 
Erwartet wird eine Steigerung der Professionalität. Dieses Argument hat den grössten Ein-
fluss auf die spontane Einschätzung des Reformvorhabens. Solange die Diskussion auf die-
ser Ebene geführt wird, hat eine allfällige Abstimmungsvorlage durchaus Chancen.  
 
Die Bildung einer Einheitsgemeinde wird von einer knappen Mehrheit als sinnvoll be-
zeichnet. Begründet wird diese positive Haltung vor allem mit der Annahme, dass sich die 
Koordination dadurch verbessere und die Kosten gesenkt werden könnten. Die Einheits-
gemeinde vermag jedoch nicht mehr so zu überzeugen. Wird eine Verschlechterung der 
Qualität des Schulsystems befürchtet, wird das Reformvorhaben abgelehnt.  
 
Der Einführung des Gemeindeparlaments stehen die Befragten skeptisch gegenüber. Sie 
befürchten, dass damit ein Verlust der direkten Demokratie sowie der Mitsprachemöglich-
keiten der Stimmberechtigten einhergeht. Eine allfällige Abstimmungsvorlage hätte unter 
diesen Umständen keine Chancen.  
 
Mittels einer Clusteranalyse kann die Gesamtheit der Stimmberechtigten in vier Gruppen 
eingeteilt werden, welche den Reformvorschlägen unterschiedlich gegenüber stehen.  
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© gfs.bern, Befragung "Revision 2010" Stäfa, November 2007 (N = 802 ) 
  

 
Die grösste Gruppe stellen die PragmatikerInnen dar. Sie stehen Gemeindereformen 
mehrheitlich positiv gegenüber. In Zusammenhang mit den betrachteten Reformvorschlä-
gen lässt sich aber nur für die Verkleinerung des Gemeinderats eine Mehrheit finden. Bei 
der zweitgrösste Gruppe – den generellen ReformerInnen – ist für alle Reformvorschläge 
eine Mehrheit zu finden. Die KritikerInnen Gemeindeparlament stellen die drittgrösste 
Gruppe dar. Sie sind prinzipiell reformfreudig, sprechen sich aber gegen die Einführung 
eines Gemeindeparlaments aus. Auch die Verkleinerung des Gemeinderats vermag diese 
Gruppe nicht vollumfänglich zu überzeugen. Die letzte Gruppe schliesslich besteht aus 
den so genannten ReformskeptikerInnen. Sie lehnen alle Reformvorhaben ab.  
 
Mit Ausnahme der ReformskeptikerInnen ist in allen Gruppen ein gewisser Reformwille 
festzustellen. Dieser ist vom jeweiligen Reformvorhaben abhängig. Als reformfreudiger 
erweisen sich die generellen ReformerInnen und die KritikerInnen Gemeindeparlament. 
Bei einer allfälligen Abstimmungsvorlage zur Verkleinerung des Gemeinderats oder der 
Bildung einer Einheitsgemeinde könnte ihre Zustimmung bei der Anwendung der richtigen 
Argumentation gewonnen werden.  
 
Bei der Einschätzung der Reformvorhaben spielt auch das Alter und das Geschlecht eine 
gewisse Rolle. So zeigt sich, dass Personen unter 65 Jahren und Männer den Reformvor-
schlägen grundsätzlich positiver gegenüberstehen. Dies gilt auch für folgende Gruppen: 
Die reformfreudigeren Gruppen, die generellen ReformerInnen und KritikerInnen 
Gemeindeparlament, sind häufiger männlich und unter 65 Jahren. Männer und Personen 
unter 65 Jahren scheinen mit anderen Worten reformfreudiger zu sein als Frauen.  
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kommt noch 

1. Die Einleitung 
 
 
Die Gemeinde Stäfa beabsichtigt, unter dem Titel "Stäfa 2010 – S'Zäni" bis 2010 eine Re-
form der aktuellen Gemeindeordnung anzugehen. Die Gemeindeordnung soll in diesem 
Zusammenhang in den nächsten zwei Jahren an die neuen Gegebenheiten angepasst wer-
den und damit die aktuelle Gemeindeordnung aus den 1990er-Jahren ersetzen. 
 
Die Abklärungen sollen drei zentrale Elemente der geplanten Reform auf ihre Akzeptanz 
durchleuchten und der planenden Behörde damit Entscheidsicherheit in Bezug auf mögli-
che Stossrichtungen geben. Der planenden Behörde ist es während des ganzen Reformpro-
zesses ausgesprochen wichtig, dass die Stimmberechtigten in Stäfa nicht erst an einem all-
fälligen Urnengang, sondern schon in allen Reform vorbereitenden Schritten ihren Willen 
kundtun können.  
 
Konkret wurden die Stimmberechtigen mit folgenden vier Reformschwerpunkten konfron-
tiert:  

• Einheitsgemeinde als Folge einer Zusammenlegung von politischer Gemeinde und 
Schulgemeinde 

• Einführung eines Gemeindeparlaments als Entwicklung weg von der Gemeindever-
sammlung 

• Verkleinerung des Gemeinderats von bisher neun auf sieben oder fünf Mitglieder 
 
Von Interesse sind dabei Aussagen zur Wahrnehmung und den Einstellungen sowie zu ei-
ner provisorischen Entscheidabsicht. 
 
 
 
 

2. Der Forschungsplan 
 
 
 
Für eine Betrachtung weg vom eigentlichen Abstimmungsgegenstand hin zur Umsetzung 
verwenden wir einen eigens entwickelten Modellansatz – den so genannten Dispositions-
ansatz. Auch wenn es sich bei einer Messung der Wahrnehmungen und Einstellungen 
rund um die geplanten Reformvorhaben nicht um eine Entscheidung im klassischen Sinne 
handelt, funktioniert die Meinungsbildung grundsätzlich gleich: Aufgrund der Meinungs-
lage wird die Ausgestaltung und Dezidiertheit der eigenen Einstellung entschieden. Ohne 
in die Details zu gehen, seien deshalb die hauptsächlichen Prämissen des Ansatzes und 
die Folgerungen, die sich für die Analyse ergeben, kurz vorgestellt.  
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2.1. Die generelle These des Dispositionsansatzes 
 
Die These des Dispositionsansatzes in einem generellen Sinne lautet: Ergebnisse von Ent-
scheidungen stehen in der Regel nicht ein für alle Mal fest. Vielmehr sind sie das Produkt 
aus Prädispositionen der Bevölkerung und aus Kampagnenwirkungen, die in einem be-
stimmten Umfeld erzeugt worden sind.  
 

 
 

Bei den betrachteten Reformvorhaben der Gemeinde Stäfa handelt es sich um erste Re-
formideen, die bis anhin weder breit diskutiert, noch als Vorlage ausgestaltet wurden. 
Damit fehlen zentrale Element im Meinungsbildungsprozess und so können wir keine 
Aussage dazu machen, in welchem Umfeld, aufgrund welches Informationsstandes und 
angesichts welcher Kampagne ein allfälliger Stimmentscheid gefällt wird. Vorliegende 
Studie hat damit den Charakter einer Auslegeordnung, welcher der eigentlichen Mei-
nungsbildung vorgelagert ist, dieser zu einem späteren Zeitpunkt aber ausgesetzt sein 
wird. Unsere Erkenntnisse haben entsprechend nur vorläufigen Charakter.  
 
 
 
2.2. Der Fragebogen 
 
Wie bei Umfragearbeit seitens gfs.bern üblich wurde der Fragebogen in zwei Schritten er-
stellt: Im ersten Schritt wurden die Indikatoren bestimmt, die für die Überprüfung der Fra-
gestellungen nötig sind. Im zweiten Schritt wurde ein Fragenbogen formuliert, der sich für 
Bevölkerungsbefragungen eignet. Der Kunde war während des gesamten Entstehungspro-
zesses aktiv eingebunden.  



 7

 
Tabelle 1:  

Übersicht über die Module und Indikatoren der Studie "Revision 2010" Stäfa 
 

Haushalts-/Personenbezogene Merkmale 
Geschlecht 

Alter 
Schulabschluss 

Kinder 
Einstellung gegenüber Reformvorschlag Gemeindeparlament 

Einschätzung der Zweckmässigkeit des Reformvorhabens 
Argumentative Verortung 

Einstellung gegenüber Reformvorschlag Einheitsgemeinde 
Einschätzung Zweckmässigkeit des Reformvorhabens 

Argumentative Verortung 
Einstellung gegenüber Reformvorschlag Verkleinerung Gemeinderat 

Einschätzung Zweckmässigkeit des Reformvorhabens 
Argumentative Verortung 

Generelle Einstellung gegenüber Gemeindereformen 
Aufgabenteilung 

Rangierung verschiedenen Reformvorschläge 
Einschätzung Zweckmässigkeit der Überarbeitung der Gemeindeordnung 

 
Quelle: gfs.bern, "Revision 2010" Stäfa 
 
 
 
2.3. Die Befragung 
 
Die Ergebnisse der Befragung "Revision 2010" Stäfa basieren auf der Befragung von 802 
Stimmberechtigten der Gemeinde Stäfa, welche gfs.bern befragt hat. Die Befragung wurde 
zwischen dem 7. und 21. November 2007 durchgeführt.  
 
Die Befragung der Stimmberechtigten wurde mittels telefonischer Interviews realisiert. Die 
Interviews selber führten rund 50 ausgebildete BefragerInnen durch. Sie wurden vorgängig 
über Ziel und Ablauf der Befragung instruiert. Wir stellen damit sicher, dass ein/eine ein-
zelne/r InterviewerIn im Durchschnitt maximal 5% aller Interviews durchführt und ein In-
terviewerIn-Einfluss möglichst minimiert wird. Die von den BefragerInnen produzierten 
Angaben wurden nachträglich plausibilisiert und auf allfällige Einflüsse der InterviewerIn-
nen untersucht. Die Qualität der gelieferten Arbeit war für die Entlöhnung relevant. 
 
Bei einer Stichprobe entscheiden zwei Faktoren über die Qualität der später gewonnenen 
Aussagen entscheidend mit. Auf der einen Seite definiert sich die Datenqualität über die 
Grösse des Stichprobenfehlers. Dieser Index weist die Irrtumswahrscheinlichkeit und Irr-
tumsgrösse einer getroffenen statistischen Aussage aus. Einerseits setzt man bei der Umfra-
geforschung zumeist ein Sicherheitsmass von 95 Prozent, d.h. man akzeptiert eine Irr-
tumswahrscheinlichkeit von 5 Prozent, dass der nachgewiesene statistische Zusammen-
hang so in der Bevölkerung nicht vorhanden ist. Andererseits unterliegen statistische Aus-
sagen einem Stichprobenfehler, der von der Grösse der Stichprobe und der Basisverteilung 
der Variable in der Bevölkerung abhängt, wobei der Fehler kleiner wird, je grösser die 
Stichprobe ist:  
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Tabelle 2:  

Ausgewählter statistischer Stichprobenfehler nach Stichprobengrösse und Basisverteilung 

Fehlerquote Basisverteilung Stichprobengrösse 
50:50 20:80 

N=800 3.5% 2.8% 
N=500 4.5% 3.6% 
N=100 10.0% 8.1% 
N=50 14.0% 11.5% 
Lesebeispiel: Bei rund 500 Befragten und einem ausgewiesenen Wert von 50 Prozent liegt der effektive Wert zwi-
schen 50 % +/- 4.5 Prozent, bei einem Basiswert von 20 Prozent zwischen 20 % +/- 3.6 %.  

 
Gerade bei Untergruppenanalysen weist die untersuchte Gruppe schnell weniger Befragte 
als 50 aus, was bei einem Stichprobenfehler von über 14% eine adäquate Interpretation 
nahezu verunmöglicht. Um Fehlinterpretationen zu minimieren nehmen wir keine Sub-
gruppenanalysen unter 50 vor.  
 
Das andere Element einer qualitativ hoch stehenden Analyse ist die Gewährleistung von 
Repräsentativität. Repräsentativität bedeutet nichts anderes, als dass jede Person aus der 
Grundgesamtheit genau die gleichen Chance haben muss, an der Befragung teilnehmen zu 
können. Werden bei der Stichprobenziehung systematisch Gruppen ausgeschlossen, ist 
eine Befragung nicht repräsentativ. 
 
Wir gewährleisten die Repräsentativität in unseren Telefon-Befragungen durch ein dreistu-
figes System: 
 
1. Ausgangslage bildet ein aktuelles elektronisches Telefonbuch mit allen gemeldeten 

Telefonanschlüssen der betroffenen Regionen (Swiss Directories). Aus diesen wird nach 
einem Zufallsprinzip eine Ausgangsstichprobe gebildet. Die ausgewählten Haushalte 
werden zu verschiedenen Tageszeiten maximal 7 Mal kontaktiert.  

 
2. Erfüllt eine Person im Haushalt die Voraussetzung, zur Grundgesamtheit zu gehören, 

wird die Adresse verwendet. Erfüllen mehrere Personen im Haushalt die Vorausset-
zung, wird die Person befragt, die als letzte im Kalenderjahr Geburtstag hat. Dies ga-
rantiert eine systematische Zufallsauswahl.  

 
3. Um wegen unterschiedlicher Erreichbarkeit Verzerrungen vermeiden zu können, wer-

den Maximalquoten für Geschlecht und Alter je Gemeinde vorgegeben, die nicht über-
schritten werden können.  

 
An dieser Stelle sei darauf hingewiesen, dass der Befragungsdienst überdurchschnittlich 
grosse Mühe hatte, jüngere Personen zwischen 18 und 39 Jahren für ein Interview zu mo-
tivieren. Dieser Umstand ist für politische Themen eher aussergewöhnlich. Es scheint, als 
wäre die Gemeindeordnung Stäfa für diese Personengruppe eher ein demobilisierendes 
Thema. Gut möglich ist, dass sich dieses Phänomen bei einem allfälligen Urnengang wie-
derholen würde. Um trotzdem ein repräsentatives Bild zu erhalten, wurden die Daten für 
die Analyse aufgrund der Altersstruktur in Stäfa gewichtet. Dies ist aber eine Annahme, 
welche davon ausgeht, dass sich diese Demobilisierung bis zu einer allfälligen Abstim-
mung noch korrigieren wird. 
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2.4. Die Datenanalyse 
 
Die neu generierten Daten wurden wie folgt analysiert. Zuerst leisteten wir die beschrei-
bende Analyse. Dabei werden vor allem Häufigkeiten in Form von Prozentwerten be-
schrieben.  
 
Zusammenhänge zwischen zwei Variablen, also zwischen der Haltung gegenüber Ge-
meindereformen und dem Geschlecht beispielsweise, werden mittels Korrelationen ge-
messen. Das normalerweise verwendete Mass ist der Koeffizient Cramers V. Der Vorteil 
dieser Masszahl ist, dass sie unabhängig vom Skalenniveau der Indikatoren verwendet 
werden kann. Damit bestimmen wir die Stärke des Zusammenhangs. Dieser ist umso mehr 
gegeben, als Cramers V von Null differiert. Davon unterscheiden wir die Frage, ob der in 
der Befragung gefundene und vermessene Zusammenhang auch auf die Grundgesamtheit 
verallgemeinert werden darf. Hierfür verwenden wir den üblichen Signifikanztest Chi2. 
Dieser sagt, mit welcher Sicherheit eine Verallgemeinerung auch auf nicht befragten Per-
sonen gemacht werden kann. In der Regel verwenden wir ein Sicherheitsmass von 95 Pro-
zent.  
 
Gilt es, die Zusammenhänge zwischen mehr als zwei Variablen zu bestimmen, kommen 
multivariate Analysemethoden zum Einsatz. Dabei muss man hier zwei Operationen un-
terscheiden:  
 
• die Gruppierung von Antworten und  
• die Kausalanalyse zwischen mehreren unabhängigen und einer abhängigen Variable. 
 
Gilt es, Befragte aufgrund ihrer Antwort zu einer Anzahl von Indikatoren zu klassieren, 
kommt die Clusteranalyse zum Zug. Sie vergleicht zwei oder mehre Gruppen von Befrag-
ten hinsichtlich ihrer Ähnlichkeit. Dabei ordnet sie jede befragte Person der vorbestimm-
ten Zahl von Gruppen so zu, dass sich die Gruppen möglichst stark unterscheiden. Dabei 
werden nicht alle Indikatoren gleich stark gewichtet, wie dies bei einem Index der Fall ist. 
Vielmehr werden sie so gewichtet, dass sie zu einer optimalen Teilung der Bürgerschaft in 
die gewünschte Zahl von Gruppen beitragen.  
 
Eingesetzt wird dieses Verfahren vor allem dann, wenn man aus den einzelnen Antworten 
der Befragten zu verschiedenen Argumenten eine "konsolidierte Haltung" bestimmen will, 
die über den Einzelfall hinaus eine höhere Gültigkeit für sich beanspruchen kann. Diese 
Konsolidierung hat den Vorteil, wenn es gilt, Personen abstrakt zu typisieren, das heisst 
etwas auf der Dimension "Befürworter vs. Gegner" (zu der man Argumente testet) zu ver-
orten.  
 
Die Erklärung von Zusammenhängen zwischen mehreren unabhängigen Variablen und ei-
ner abhängigen Variable leistet die multivariate Regressionsanalyse. Diese basiert analog 
zu Korrelationen auf Koeffizienten, welche die Stärke des Zusammenhangs bestimmen. 
Der Unterschied zur Korrelationsrechnung besteht allerdings darin, dass die Regressions-
analyse nicht nur eine unabhängige Variable ausmisst, sondern eine beliebige Zahl von 
Variablen mit einbeziehen kann. Dies kommt komplexen Realitäten deutlich näher. Die 
Regressionsanalyse bestimmt auf diese Weise, welche der unabhängigen Variablen wie 
stark auf die abhängige Variable wirken, wenn man die Effekte der anderen unabhängigen 
Variablen mitberücksichtigt. Dabei stellt man auf den Beta-Koeffizienten ab. Wie bei der 
Korrelationsrechnung gibt es auch Sicherheitsmasse, die angeben, mit welcher Wahr-
scheinlichkeit ein in der Stichprobe gefundener Zusammenhang auch in der Grundge-
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samtheit gilt. Konkret handelt es sich auch hier um den Signifikanztest, der analog zur obi-
gen Beschreibung funktioniert.  
 
Eingesetzt wird dieses Verfahren vor allem dort, wo es gilt, die Zusammenhänge zwischen 
der Beurteilung verschiedener Botschaften einerseits und einer Einstellung oder Hand-
lungsbereitschaft anderseits zu bestimmen. Dies kann an sich auch mit der Korrelations-
rechnung geleistet werden, doch hat diese Form der Analyse den Nachteil, dass man die 
gleiche Beziehung mit verschiedenen Argumenten immer wieder nachweist. Dies schliesst 
die Regressionsrechnung aus, denn sie sagt, welches Argument am besten die untersuchte 
Einstellung erklärt, welches an zweiter Stelle steht und so weiter.  
 
 
 
2.5. Die grafische Aufarbeitung 
 
Allen Grafiken im Schlussbericht liegt das gleiche Schema zugrunde, das im Folgenden 
kurz erläutert werden soll: 
 

Grafik 2: 

Haltung Überarbeitung Gemeindeordnung bis 2010 
"Zum Abschluss noch ganz generell, was halten Sie von der Absicht der Gemeinde Stäfa, die 
Gemeindeordnung bis 2010 grundlegend zu überarbeiten. Halten Sie diese Überarbeitung der 
Gemeindeordnung für sehr sinnvoll, eher sinnvoll, eher nicht sinnvoll oder gar nicht sinnvoll?" 

in % Stimmberechtigter der
politischen Gemeinde Stäfa

weiss nicht/keine 
Antwort

4%gar nicht sinnvoll
4%

eher nicht sinnvoll
11%

eher sinnvoll
45%

sehr sinnvoll
36%

© gfs.bern, Befragung "Revision 2010" Stäfa, November 2007 (N = 802) 
  

 
Im Titel (1) lässt sich sowohl eine schlagwortartige Zusammenfassung der Frage wie in An-
führungszeichen auch der genaue Fragetext ablesen. Der Fragetext selber ist auf Hoch-
deutsch, wird von unseren Interviewern aber auf Schweizerdeutsch vorgelesen. 
 
Die Referenzgrösse (2) gibt darüber Aufschluss, auf welche Gruppe sich die Auswertung in 
der Grafik bezieht. Dies ist die Gesamtheit aller Stimmberechtigten in der Gemeinde Stäfa.  
 
Die Resultate (3) zeigen in grafisch visualisierter Form die Ergebnisse. Je nach angestrebter 
Aussage visualisieren wir Resultate mittels Kuchen, Balken oder Säulen. 
  
Der Fusszeile (4) entnimmt man sowohl den Zeitraum der Befragung wie auch die Anzahl 
der befragten Personen, die für die Aussage in der Grafik relevant sind.  

1 

2 

3

4
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2.7. Die Berichterstattung 
 
Das Projektteam bestand aus den SpezialistInnen von gfs.bern zu Fragen von Nachanaly-
sen bei Volksabstimmungen auf kantonalem und städtischem Niveau: 
 

Leitung:  Urs Bieri, Senior-Projektleiter gfs.bern, Mitglied der Geschäftsleitung 
 
Stellvertretung:  Monia Aebersold, Projektleiterin gfs.bern 
 Laura Kopp, Projektleiterin gfs.bern 
 
Datenanalyse:  Stephan Tschöpe, Datenanalytiker/Programmierer gfs.bern 
 
Grafik, Desktop:  Silvia Ratelband-Pally, Projektadministratorin gfs.bern. 
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3. Die Befunde  
 
 
3.1. Die Übersicht 
 
Der Teil zu den Befunden gliedert sich wie folgt: 
 

Das Kapitel 3.2. befasst sich mit der Haltung der Befragten gegenüber der Überarbeitung 
der Gemeindeordnung bis 2010.  
 
Im Kapitel 3.3. steht das Reformvorhaben Verkleinerung des Gemeinderats im Zentrum.  
 
Das Kapitel 3.4. beleuchtet die Wahrnehmung und Einstellungen der Befragten gegenüber 
der Reformidee Bildung einer Einheitsgemeinde.  
 
Schwerpunkt des Kapitels 3.5. ist der letzte der drei untersuchten Reformvorschläge: die 
Einführung des Gemeindeparlaments.  
 
Im Kapitel 3.6. wird die generelle Einstellung gegenüber Gemeindereformen betrachtet.  
 
Im Kapitel 3.7. werden Möglichkeiten der Zusammenstellung einer Reformvorlage ausge-
lotet. 
 
Mit dem Kapitel 3.8. zur Aufgabenteilung zwischen Gemeinderat und selbständigen 
Behörden schliesst die Berichterstattung über die Befunde. 

 
 
 
3.2. Haltung gegenüber der Gemeindeordnung 2010 
 
3.2.1 Generelle Einschätzung des Vorhabens 
 
Grundsätzlich scheint einer Anpassung und Überarbeitung der Gemeindeordnung bis 
2010 von Stäfa nichts im Wege zu stehen. 36% finden ein solches Vorhaben sehr sinnvoll, 
45% eher sinnvoll. Damit äussern sich insgesamt 81% der Befragten positiv. Nur eine 
kleine Minderheit von 15% ist gegenüber der Gemeindeordnung 2010 kritisch eingestellt.  
 
In der Gemeinde Stäfa existiert also ein prinzipieller Reformwille. Damit verhalten sich die 
Befragten in Stäfa ähnlich wie in anderen Gemeinden der Deutschschweiz. In einer Studie 
im Kanton Aargau beispielsweise haben wir festgestellt, dass sich eine klare Mehrheit ge-
nerell für Gemeindereformen ausspricht (vgl. dazu den Schlussbericht zur Bevölkerungs-
befragung "Nutzen Gemeindezusammenschluss im Auftrag des Kantons Aargau vom Sep-
tember 2007). Von diesem generellen Reformwille scheint auf den ersten Blick auch Stäfa 
zu profitieren.  
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Grafik 3: 

Haltung Überarbeitung Gemeindeordnung bis 2010 
"Zum Abschluss noch ganz generell, was halten Sie von der Absicht der Gemeinde Stäfa, die 
Gemeindeordnung bis 2010 grundlegend zu überarbeiten. Halten Sie diese Überarbeitung der 
Gemeindeordnung für sehr sinnvoll, eher sinnvoll, eher nicht sinnvoll oder gar nicht sinnvoll?" 

in % Stimmberechtigter der
politischen Gemeinde Stäfa

weiss nicht/keine 
Antwort

4%gar nicht sinnvoll
4%

eher nicht sinnvoll
11%

eher sinnvoll
45%

sehr sinnvoll
36%

© gfs.bern, Befragung "Revision 2010" Stäfa, November 2007 (N = 802) 
  

 
Die Reformbereitschaft der Befragten scheint sich in Zusammenhang mit konkreten Re-
formvorschlägen allerdings leicht abzuschwächen. Trotz der grundsätzlich positiven Hal-
tung gegenüber der Überarbeitung der Gemeindeordnung kann keiner der zusammen ab-
gefragten Reformvorschläge vollumfänglich überzeugen.  
 

Grafik 4: 

Priorisierung Reformen 
"Mit welchen Reformen sind Sie am meisten einverstanden, und mit welchen sind Sie am wenigsten 

einverstanden sind. Ordnen Sie die vier Reformen nach Ihren Wunschvorstellungen. Der Reformvorschlag, 
welcher am stärksten auf Ihre Zustimmung stösst, kommt an erster Stelle, der nächste an zweiter Stelle und 
so weiter. Nennen Sie mir bitte jetzt die vier Reformvorschläge in dieser neuen Reihenfolge, begonnen mit 

dem meistgeteilten." (Doppelplatzierungen möglich) 

in % Stimmberechtigter der politischen Gemeinde Stäfa

22

26

27

35

17

27

32

20

15

18

18

13

40

22

17

26

6

7

6

6

Gemeindeparlament

Verkleinerung Gemeinderat

Festanstellung Gemeinderat

Einheitsgemeinde

1. Rang 2. Rang 3. Rang 4. Rang weiss nicht/keine Antwort

© gfs.bern, Befragung "Revision 2010" Stäfa, November 2007 (N = 802)  
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Die stärkste Zustimmung erhält die Reformidee Einheitsgemeinde. 35% setzen diesen Re-
formvorschlag auf den ersten Platz. Allerdings geben 26% der Befragten der Einheitsge-
meinde die tiefste Zustimmung. Das bedeutet, dass der Reformvorschlag eine leicht polari-
sierende Wirkung hat.  
 
Die beiden Vorschläge Festanstellung des Gemeinderats und Verkleinerung des Gemein-
derats werden ähnlich beurteilt: 27% resp. 26% setzen diese beiden Vorschläge auf Platz 
eins. Deutlich am wenigsten Zustimmung erhält das Gemeindeparlament: Nur 22% geben 
diesem Vorhaben ihre stärkste Zustimmung. Demgegenüber stehen 40%, die dem 
Vorschlag die schwächste Zustimmung geben.  
 
Beim Versuch, diese Unterschiede zu erklären, stösst man auf zwei soziodemografische 
Merkmale, die auch bei der Einzelbetrachtung der Reformvorschläge immer wieder zum 
Vorschein kommen. Die Befragten unterscheiden sich zum Teil signifikant bezüglich Alter 
und Bildungsstand.  
Prinzipiell findet man in allen Alterskategorien eine Mehrheit, welche die Überarbeitung 
der Gemeindeordnung sinnvoll findet. Auf dieser grundsätzlichen Ebene sprechen sich 
Personen über 65 Jahren etwas weniger häufig dafür aus, mit fast drei Vierteln ist dieser 
Anteil jedoch immer noch hoch.  
Die Differenz zeigt sich auch bei den einzelnen Reformvorhaben. Beim polarisierenden 
Vorschlag Einheitsgemeinde sind es vor allem gut ausgebildete Personen im Alter zwi-
schen 40 und 64 Jahren, welche der Idee stark zustimmen. Demgegenüber erhält das Ge-
meindeparlament von Personen mit hoher Bildung die tiefste Zustimmung; allerdings sind 
es hier vor allem Personen über 65 Jahren, die dem Vorschlag die schwächste Zustimmung 
geben. Umso verheerender wirkt sich die Demobilisierung der 18 bis 39 Jährigen aus: Es 
fehlt ein Kontrapunkt zu den über 65 Jährigen, welcher die Zustimmung zum Reformvor-
schlag erhöhen könnte. 
 
Damit kann bezüglich Bildung keine generelle Aussage gemacht werden; die Bildung 
scheint die Reformfreudigkeit nicht allzu stark zu beeinflussen. Für die individuelle Zu-
stimmung zu einem Reformvorhaben ausschlaggebend sind vielmehr der jeweilige Vor-
schlag und die damit verbundenen Konsequenzen. 
 
Um genauere Aussagen über die Chancen der einzelnen Reformvorhaben machen zu 
können, ist eine Einzelbetrachtung unumgänglich.  
 
 
 
 
3.2.3 Zwischenbilanz 
 
Eine Überarbeitung und Anpassung der Gemeindeordnung von Stäfa bis 2010 wird gross-
mehrheitlich sowohl von jüngeren als auch älteren Personen als sinnvoll bezeichnet. Da-
mit widerspiegelt sich in der Gemeinde Stäfa der bereits in anderen Gemeinden der 
Deutschschweiz festgestellte ausgeprägte Reformwille.  
 
Allerdings ist die Zustimmung zur Reform von deren Ausgestaltung abhängig. Die Ein-
heitsgemeinde überzeugt nur auf den ersten Blick, da sie auch polarisieren kann. Die Ein-
führung eines Gemeindeparlaments erhält am wenigsten Zustimmung und ist deshalb 
nicht mehrheitsfähig. Den beiden Vorschlägen zur Reform des Gemeinderats stimmen die 
Befragten in etwa gleichem Masse zu.  
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Trotz des vorhandenen Reformwillens in der Gemeinde Stäfa zeigt sich bereits hier, dass 
die existierenden Reformvorschläge bei den Befragten Widerstände auslösen. Bei der Ein-
zelbetrachtung wird versucht, den Ursachen dafür etwas genauer auf den Grund zu gehen.  
 
 
 
3.3. Das Reformvorhaben Verkleinerung des Gemeinderats 
 
3.3.1. Die generelle Einschätzung 
 
In der Einzelbetrachtung verfügt der Vorschlag, den Gemeinderat von aktuell neun auf sie-
ben oder fünf Gemeinderäte bei gleichzeitig besserer Entlöhnung zu verkleinern über das 
beste Potenzial. Die Reformidee wird von 22% als sehr und 37% als eher sinnvoll be-
zeichnet. Damit sprechen sich fast 60% mehr oder weniger für das Vorhaben aus. Ein An-
teil von 32% findet eine Verkleinerung des Gemeinderates nicht sinnvoll.  
 

Grafik 5: 

Haltung Verkleinerung Gemeinderat
"Bei der Verkleinerung des Gemeinderates würde die Anzahl Gemeinderäte von aktuell 9 auf zukünftig 7 oder 

sogar 5 reduziert. Als Folge davon würde das Arbeitspensum für die verbleibenden Gemeinderäte wachsen und
besser entlöhnt werden, während beispielsweise der Gemeindepräsident fest angestellt würde. Was ist Ihr 

Eindruck, ist eine solche Verkleinerung des Gemeinderates sinnvoll oder nicht? Sagen Sie mir bitte, ob Sie dies 
für sehr sinnvoll, eher sinnvoll, eher nicht sinnvoll oder gar nicht sinnvoll erachten." 

in % Stimmberechtigter der
politischen Gemeinde Stäfa weiss nicht/keine 

Antwort
9%

gar nicht sinnvoll
13%

eher nicht sinnvoll
19%

eher sinnvoll
37%

sehr sinnvoll
22%

© gfs.bern, Befragung "Revision 2010" Stäfa, November 2007 (N = 802)  
 
Begründet wird die positive Einstellung gegenüber der Verkleinerung des Gemeinderats 
am häufigsten mit der dadurch verbesserten Professionalisierung. Die vorgeschlagene Zahl 
von sieben oder fünf wird im Weiteren als genau richtig eingeschätzt. Ein verkleinerter 
Gemeinderat erlaube auch ein generell effizienteres Arbeiten und bringe politische Vor-
teile. Der Gemeindepräsident erhalte durch die Reform die Möglichkeit, sich voll auf sein 
Amt zu konzentrieren. Ebenfalls erwähnt wird, dass es besser ist, weniger Gemeinderäte, 
dafür gut bezahlte zu haben; der bessere Lohn wird denn auch als Ansporn für die Ge-
meinderäte betrachtet. Die Befragten äussern ebenfalls eine allgemeine Zufriedenheit mit 
dem Vorschlag. Durch die Entlöhnung werde die Zugänglichkeit zu den politischen Äm-
tern verbessert. Die Verkleinerung bringe schliesslich auch Vorteile für die Effizienz resp. 
Kompetenzaufteilung und führe zu Kostenreduktionen.  
 



 16

Grafik 6: 

Gründe für Verkleinerung Gemeinderat 
"Können Sie mir sagen, wieso Sie die Verkleinerung des Gemeinderates als sinnvoll erachten?" 

Basis: inhaltliche Nennungen der Stimmberechtigten der politischen Gemeinde Stäfa,
welche die Verkleinerung des Gemeinderates als sinnvoll erachten

Kostenreduktion

Vorteile zur Effizienz

Zugänglichkeit zu pol. Ämter durch Entlöhnung

Zufrieden mit vorgeschlagener Lösung

Besserer Lohn als Ansporn

Lieber weniger und gut bezahlt

Gemeindepräsident kann sich voll auf sein Amt konzentrieren

Politische Vorteile

Generell effizienteres Arbeiten

Genau richtig

Professionalisierung steigt

© gfs.bern, Befragung "Revision 2010" Stäfa, November 2007 (n = 475)  
 
Gegen den formulierten Reformvorschlag spricht aus Sicht der Befragten vor allem die be-
reits jetzt schon hohe Beanspruchung der Gemeinderäte. Die aktuelle Situation werde der 
politischen Gemeinde zudem besser gerecht. Durch die Verkleinerung komme es auch zu 
politischen Nachteilen. Sie bringe aber auch Nachteile für die Effizienz und Kompetenz-
aufteilung. Einige Befragte geben auch eine allgemeine Unzufriedenheit mit der vorge-
schlagenen Lösung an oder finden ganz einfach mehr Gemeinderäte besser. 
 

 Grafik 7: 

Gründe gegen Verkleinerung Gemeinderat 
"Können Sie mir sagen, wieso Sie die Verkleinerung des Gemeinderates als nicht sinnvoll erachten?" 

Basis: inhaltliche Nennungen der Stimmberechtigten der politischen Gemeinde Stäfa,
welche die Verkleinerung des Gemeinderates als nicht sinnvoll erachten

Anderes

Mehr sind besser

Unzufriedenheit mit vorgeschlagener Lösung

Nachteile zu Effizienz und Kompetenzaufteilung

Politische Nachteile

Mitglieder werden politischer Breite der Gemeinde besser
gerecht

Beanspruchung jetzt schon hoch

© gfs.bern, Befragung "Revision 2010" Stäfa, November 2007 (n = 259) 
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Die Verkleinerung des Gemeinderats wird von Personen unter 65 Jahren etwas deutlicher 
begrüsst als von jenen über 65 Jahren. Damit wird das Ergebnis bestätigt, wonach die unter 
65 Jährigen reformfreudiger auftreten als die älteren. Im Weiteren zeichnet sich ein ge-
schlechtsspezifischer Unterschied ab: Frauen finden die Verkleinerung des Gemeinderats 
häufiger sinnvoll als Männer. Währenddem bei den Männern vor allem das Professionali-
sierungsargument erwähnt wird, begründen die Frauen ihre Zustimmung häufiger mit den 
politischen Vorteilen und mit der besseren Entlöhnung. Mit anderen Worten: Die Vorlage 
findet sowohl bei Frauen als auch bei Männern Zustimmung, wenn damit eine effizientere 
und professionellere Struktur des Gemeinderats, politische Vorteile und einen besseren 
Lohn in Verbindung gebracht werden können.  
 
 
 
3.3.2. Die Argumente 
 
Auch bei der Betrachtung der einzelnen Argumente zur Reformidee zeigt sich, dass mit ei-
ner Verkleinerung des Gemeinderats eine Professionalisierung verbunden wird. So erhält 
das Argument, dass die Verkleinerung zu einer effizienteren politischen Arbeit führe, die 
grösste Zustimmung: 34% sind mit diesem Argument sehr, 29% eher einverstanden. 
 
Der Reformvorschlag löst kaum negative Assoziationen aus. Mit dem Argument, wonach 
BerufspolitikerInnen zu wenig spüren, was das Volk wirklich will, stimmen 45% der Be-
fragten überein. Allerdings sprechen sich weitere 46% gegen diese Meinung aus. Damit 
halten sich die Befürwortenden und Nicht-Befürwortenden in etwa die Waage.  
Noch weniger Zustimmung erhält das Argument, dass die Verkleinerung des Gemeindera-
tes den Milizgedanken der Gemeindepolitik untergräbt: 38% teilen diese Sichtweise, 49% 
sprechen sich dagegen aus. 13% können sich nicht entscheiden. Klar ablehnend sind die 
Befragten gegenüber der Ansicht, dass eine Festanstellung – beispielsweise des Gemeinde-
präsidenten – nicht zu einer Gemeinde wie Stäfa passe. Eine deutliche Mehrheit von 70% 
sind damit nicht einverstanden. 
 

Grafik 8: 

Aussagen zur Verkleinerung des Gemeinderates 
"Ich lese Ihnen in der Folge einige Aussagen vor, welche man über die Verkleinerung des Gemeinderates 

immer wieder hören kann. Sagen Sie mir bitte jeweils, ob Sie damit voll, eher, eher nicht oder überhaupt nicht 
einverstanden sind. Wenn Sie eine Aussage nicht beurteilen können, sagen Sie mir das ruhig." 

Effizientere politische Arbeit: "Eine Verkleinerung des Gemeinderates führt zu einer effizienteren politischen Arbeit." 
Fehlende Volksnähe: "Berufspolitiker spüren zu wenig, was das Volk wirklich will." 
Untergrabung Milizgedanken: "Die Verkleinerung des Gemeinderates untergräbt den Milizgedanken der Gemeindepolitik." 
Festanstellung unpassend: "Eine Festanstellung, beispielsweise vom Gemeindepräsidenten, passt nicht zu einer 
  Gemeinde wie Stäfa." 

in % Stimmberechtigter der politischen Gemeinde Stäfa
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19

25

29

9
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9

8

30

28
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15

11

Festanstellung unpassend

Untergrabung Milizgedanken

Fehlende Volksnähe

Effizientere politische Arbeit

sehr einverstanden eher einverstanden weiss nicht/keine Antwort
eher nicht einverstanden überhaupt nicht einverstanden

© gfs.bern, Befragung "Revision 2010" Stäfa, November 2007 (N = 802)  
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Auch hier ist ein signifikanter Zusammenhang zwischen Alter und dem Antwortverhalten 
der Befragten erkennbar. So sind es wiederum häufiger Personen unter 65 Jahren, die mit 
der Verkleinerung des Gemeinderates ein effizienteres Arbeiten verbinden. Diese Perso-
nen sind mit den Argumenten, dass eine Festanstellung für den Gemeinderat unpassend 
sei, und dass den BerufspolitikerInnen die Nähe zum Volk fehle, auch öfters nicht einver-
standen.  
Interessanterweise sind es nicht ältere Personen, die dem Argument, dass die Verkleine-
rung des Gemeinderats den Milizgedanken untergräbt, häufiger zustimmen, sondern die 
zwischen 40 und 64 Jährigen. Trotzdem kann auch nach der Betrachtung der Argumente 
davon ausgegangen werden, dass Personen bis 65 Jahren der Verkleinerung des Gemein-
derats positiver gegenüberstehen; sie sind es, die den negativen Ansichten weniger deut-
lich zustimmen.  
 
Ein zweiter signifikanter Aspekt in Zusammenhang mit den Argumenten ist die Bildung der 
Befragten. Allerdings zeigt sich hier kein einheitliches Bild. So stimmen zum Beispiel Per-
sonen mit tiefer und hoher Bildung der Meinung, dass BerufspolitikerInnen zu wenig beim 
Volk sind, tendenziell häufiger zu. Dem Argument, wonach der Milizgedanken verloren 
gehe, stimmen demgegenüber öfters Personen mit mittlerer Bildung zu. Aufgrund dieser 
Resultate ist es schwierig zu sagen, welche Rolle der Bildungsstand nun tatsächlich spielt.  
 
Bezüglich Geschlecht zeigt sich, dass Frauen der Verkleinerung des Gemeinderates mehr 
abgewinnen können: Sie stimmen dem positiven Argument leicht häufiger zu als Männer. 
Männer zeigen gegenüber der Verkleinerung des Gemeinderates eine etwas höhere Skep-
sis: Sie verbinden damit öfters eine Untergrabung des Milizgedankens. 
 
Die gemeinsame Analyse der Argumente wird mittels einer linearen Regression vollzogen. 
Diese Methode beschreibt die Grösse des Einflusses von unabhängigen Variablen auf eine 
abhängige Variable. In unserem Beispiel beschreiben wir die Grösse des Einflusses der Ar-
gumente auf die spontane Einschätzung des Reformvorschlags. In der Grafik erscheinen 
die Argumente dabei in verschiedenen Grössen. Je grösser ein Argument dargestellt ist, 
desto wichtiger ist sein Einfluss auf die Einschätzung des Reformvorschlags. Die Farbe be-
schreibt die Stossrichtung der Wirkung. Blau eingefärbte Argumente wirken auf die Zu-
stimmung (sinnvoll), während rote auf die Ablehnung (nicht sinnvoll) wirken. 
 
Zu den Resultaten: Den grössten Einfluss auf die individuelle Einschätzung des Reformvor-
schlags hat das Argument der effizienteren politischen Arbeit.  
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Grafik 9: 

Analyse Haltung Verkleinerung des Gemeinderates 
aufgrund ausgewählter Aussagen

Ja-Stimmabsicht nicht sinnvoll

Effizientere politische Arbeit
Fehlende Volksnähe

Untergrabung Milizgedanken
Festanstellung unpassend

sinnvoll

© gfs.bern, Befragung "Revision 2010" Stäfa, November 2007 (N = 802), r2 = .534  
 
Diese positive Meinung führt dazu, dass die Befragten die Verkleinerung des Gemeinde-
rats spontan als sinnvoll bezeichnen. Findet die Diskussion rund um das Reformvorhaben 
auf dieser Ebene statt, kann mit positiven Auswirkungen gerechnet werden. 
 
In Zusammenhang mit den negativen Argumenten zeigt sich kein dominierendes Argu-
ment. Die negativen Meinungen üben einen nur schwachen Einfluss auf die individuelle 
Einschätzung aus. Dies wiederum bringt zwar Vorteile für den Reformvorschlag mit sich. 
Erfahrungsgemäss zeigt sich allerdings, dass sich die Kritik zu einem Reformvorschlag erst 
während dem Abstimmungskampf herausbildet. Welche Argumente in dieser Phase wie 
wirken kann nicht gesagt werden. Festzuhalten ist aber, dass eine Vorlage bei richtiger Ar-
gumentation durchaus eine Chance hat.  
 
 
 
3.3.3. Zwischenbilanz 
 
Von den drei im Detail betrachteten Reformmöglichkeiten findet die Verkleinerung des 
Gemeinderates bei den Befragten die grösste Zustimmung. Fast zwei Drittel bezeichnen 
dieses Vorhaben als sinnvoll. Für diese Personen bringt die Verkleinerung des Gemeinde-
rates klare Vorteile mit sich. Der wichtigste spontan genannte Grund ist die Erhöhung der 
Professionalität. Die mit dem Reformvorhaben verbundene Steigerung der Professionalität 
schwingt auch bei den Argumenten oben aus. Eine Mehrheit der Befragten erwartet, dass 
mit der Reform ein effizienteres politisches Arbeiten ermöglicht wird.  
 
Dieses Argument hat den grössten Einfluss auf die spontane Einschätzung des Reformvor-
habens. Solange die Diskussion auf dieser Ebene geführt wird, hat eine allfällige Abstim-
mungsvorlage durchaus Chancen. Allerdings dürfen die hier eher schwach wirkenden, ne-
gativen Argumente dabei nicht ausser Acht gelassen werden. Die Erfahrung zeigt, dass die 
Kritik resp. negativen Argumente erst im Verlaufe eines Abstimmungskampfes herausbil-
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den. Wie gross in einem solchen Fall der Einfluss der negativen Argumente sein wird, kann 
nicht abschliessend geklärt werden.  
 
Kann die Diskussion rund um das Reformvorhaben auf der Ebene der Effizienz und der 
Professionalisierung des politischen Arbeitens geführt werden, vermag sie vor allem Perso-
nen unter 65 Jahren zu einer positiven Stimmabgabe zu motivieren. Diese Personen sind 
in der Tendenz reformfreudiger, was sich auch in deren Einstellung gegenüber dem Vor-
schlag zeigt.  
 
 
 
3.4. Das Reformvorhaben Bildung einer Einheitsgemeinde 
 
3.4.1. Die generelle Einschätzung  
 
Die in der gemeinsamen Betrachtung aller Reformvorschläge polarisierende Idee der Bil-
dung einer Einheitsgemeinde überzeugt in der Einzelbetrachtung weniger und erhält ent-
sprechend auch eine tiefere Zustimmung. Für ein solches Reformvorhaben spricht sich 
aber nach wie vor eine Mehrheit von insgesamt 56% aus (26% sehr sinnvoll, 30% eher 
sinnvoll). Ein Anteil von 19% der Befragten findet den Vorschlag eher nicht sinnvoll, wei-
tere 16% gar nicht sinnvoll.  
 

Grafik 10: 

Haltung Einheitsgemeinde 
"Bei der Bildung einer Einheitsgemeinde geht es darum, die bisher getrennte politische Gemeinde und 

Schulgemeinde zu einer so genannten Einheitsgemeinde zu vereinen. Der Gemeinderat wäre so neu für beides 
zuständig. Was ist Ihr Eindruck, ist eine solche Zusammenlegung von Schulgemeinde und politischer 

Gemeinde zu einer Einheitsgemeinde sinnvoll oder nicht? Sagen Sie mir bitte, ob Sie dies für sehr sinnvoll, 
eher sinnvoll, eher nicht sinnvoll oder gar nicht sinnvoll erachten." 

in % Stimmberechtigter der
politischen Gemeinde Stäfa weiss nicht/keine 

Antwort
9%

gar nicht sinnvoll
16%

eher nicht sinnvoll
19% eher sinnvoll

30%

sehr sinnvoll
26%

© gfs.bern, Befragung "Revision 2010" Stäfa, November 2007 (N = 802)  
 
Für die Bildung einer Einheitsgemeinde sprechen aus Sicht der Befragten folgende Gründe: 
Die Koordination werde dadurch allgemein verbessert, sie koste weniger und die Verwal-
tung werde einfacher. Daneben äussern sich die Befragten allgemein positiv zur Einheits-
gemeinde. Ebenfalls angeführt wird, dass bereits zum jetzigen Zeitpunkt eine gute Zu-
sammenarbeit existiere, welche mit dem Reformvorhaben einfach institutionalisiert werde. 
Dem Vorschlag werden auch politische Vorteile, die Nutzung von Synergien und finan-
zielle Vorteile zugeschrieben.  
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Grafik 11: 

Gründe für Einheitsgemeinde
"Können Sie mir sagen, wieso Sie die Bildung einer Einheitsgemeinde als sinnvoll erachten?" 

Basis: inhaltliche Nennungen der Stimmberechtigten der politischen Gemeinde Stäfa,
welche die Bildung einer Einheitsgemeinde als sinnvoll erachten
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Die sich gegen eine Einheitsgemeinde aussprechenden Befragten begründen ihre Haltung 
unter anderem damit, dass beide Institutionen ihre Aufgaben und Existenzberechtigung 
haben, und dass das Schulsystem darunter leiden würde. Auch die Zufriedenheit mit dem 
Status quo führt zu einer ablehnenden Haltung. Bezüglich der Qualität und der Politisie-
rung des Schulsystems werden Nachteile erwartet. Befürchtet wird auch, dass die Schul-
gemeinde degradiert würde und finanzielle Nachteile entstehen könnten.  

 

Grafik 12: 

Gründe gegen Einheitsgemeinde 
"Können Sie mir sagen, wieso Sie die Bildung einer Einheitsgemeinde als nicht sinnvoll erachten?" 

Basis: inhaltliche Nennungen der Stimmberechtigten der politischen Gemeinde Stäfa,
welche die Bildung einer Einheitsgemeinde als nicht sinnvoll erachten
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© gfs.bern, Befragung "Revision 2010" Stäfa, November 2007 (n = 280)  
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Betrachtet man die Befragten nach soziodemografischen Merkmalen, wird auch hier die 
Rolle des Alters bestätigt. Die grösste Zustimmung erhält die Einheitsgemeinde von Perso-
nen zwischen 40 und 64 Jahren; aber auch die 18 bis 39 Jährigen stimmen ihr mehrheit-
lich zu. Bei den über 65 Jährigen kann der Reformvorschlag allerdings keine Mehrheit 
mehr auf sich vereinen. Es sind also wiederum Personen unter 65 Jahren, die dem Reform-
vorschlag positiv gegenüberstehen und somit reformfreudiger sind.  
 
Währenddem die Bildung bei der Einschätzung der Verkleinerung des Gemeinderats keine 
signifikante Rolle spielte, können in Zusammenhang mit der Einheitsgemeinde – wie 
schon bei der generellen Einschätzung der Überarbeitung der Gemeindeordnung – dies-
bezüglich Unterschiede bei den Befragten festgestellt werden. Die grösste Mehrheit erhält 
die Einheitsgemeinde bei Personen mit hoher und mittlerer Bildung. Auch das Geschlecht 
spielt bei der Einschätzung der Einheitsgemeinde allem Anschein nach eine gewisse Rolle. 
Männer stimmen ihr mehrheitlich zu, bei den Frauen liegt der Anteil knapp unter 50%. 
Die Differenz kann unter anderem damit erklärt werden, dass Frauen häufiger als Männer 
befürchten, dass die Umsetzung des Reformvorhabens die Qualität des Schulsystems in 
Mitleidenschaft zieht.  
  
 
3.4.2. Die Argumente  
 
Dass mit der Einheitsgemeinde positive Aspekte verbunden werden und sie deshalb mehr-
heitlich als sinnvoll bezeichnet wird, zeigt sich bei der Betrachtung der Argumente. So 
findet die Meinung, dass sich durch eine Einheitsgemeinde administrative Kosten sparen 
lassen, eine klare Mehrheit: 44% sind mit dieser Aussage sehr, 37% eher einverstanden. 
Ebenfalls eine mehrheitliche Zustimmung von 63% erhält das positive Argument, dass die 
Einheitsgemeinde die konsequente Weiterführung der bisherigen Zusammenarbeit zwi-
schen politischer Gemeinde und Schulgemeinde ist.  
 

Grafik 13: 

Aussagen zur Einheitsgemeinde 
"Ich lese Ihnen in der Folge einige Aussagen vor, welche man über die Bildung einer Einheitsgemeinde immer 

wieder hören kann. Sagen Sie mir bitte jeweils, ob Sie damit voll, eher, eher nicht oder überhaupt nicht 
einverstanden sind. Wenn Sie eine Aussage nicht beurteilen können, sagen Sie mir das ruhig." 

Kosteneinsparung: "Durch eine Einheitsgemeinde lassen sich administrative Kosten sparen." 
Weiterführung Zusammenarbeit: "Die Einheitsgemeinde ist die konsequente Weiterführung der bisherigen Zusammenarbeit 
  zwischen politischer Gemeinde und Schulgemeinde." 
Verlust Gewicht Schulgemeinde: "Durch die Bildung einer Einheitsgemeinde verliert die Schulgemeinde ihr bisheriges 
  politisches Gewicht." 
Verschlechterung Schulsystem: "Eine Einheitsgemeinde verschlechtert die Qualität des Schulsystems." 
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Die Einheitsgemeinde wird aber auch mit negativen Aspekten verbunden. Dem Argument, 
wonach die Schulgemeinde durch die Einheitsgemeinde ihr politisches Gewicht verliert, 
stimmt fast die Hälfte der Befragten zu: 25% antworten mit sehr, 23% mit eher einverstan-
den. Allerdings sind weitere 44% mit dieser Aussage nicht einverstanden.  
 
Die bei der spontanen Begründung geäusserten Ängste eines Verlusts der Schulqualität 
werden direkt abgefragt weniger geteilt: Nur gerade 31% befürchten, dass die Schulsystem 
qualitativ schlechter wird; eine Mehrheit von 61% spricht sich gegen dieses Argument aus.  
 
Obwohl die Einheitsgemeinde nicht von allen Alterskategorien als sinnvoll bezeichnet 
wird, erzielen die positiven Argumente zur Reformvorlage überall eine Mehrheit. Die Zu-
stimmung ist dabei bei den über 65 Jährigen am tiefsten. Dass die Einheitsgemeinde vor al-
lem von den älteren Befragten auch mit negativen Konsequenzen verbunden wird, zeigt 
sich bei den negativen Argumenten. So befürwortet eine knappe Mehrheit der über 65 Jäh-
rigen, dass die Schulgemeinde ihr politisches Gewicht verliert.  
 
Die bei der generellen Einschätzung des Reformvorschlages festgestellten geschlechtsspe-
zifischen Unterschiede zeigen sich auch bei den Argumenten: Männer stimmen den posi-
tiven Argumenten tendenziell häufiger zu als Frauen, wobei auch die Frauen den Argu-
menten mehrheitlich zustimmen. In Zusammenhang mit den negativen Argumenten zeigt 
sich, dass Frauen mit dem Argument, dass die Schulqualität unter der Einführung der Ein-
heitsgemeinde leide, öfters einverstanden sind. 
 
Der Bildungsgrad der Befragten kommt bei der Betrachtung der einzelnen Argumente wie-
der zum Vorschein, allerdings sind diesbezüglich erneut keine klaren Aussagen machbar. 
So stimmen dem Argument der Kosteneinsparung beispielsweise sowohl Personen mit tie-
fer als auch jene mit hoher Bildung häufiger zu als diejenigen mit mittlerer Bildung. Bei 
den negativen Argumenten ist die Zustimmung von tiefer gebildeten Personen leicht hö-
her.  
 
Bei der Analyse des Einflusses der Argumente auf die spontane Einschätzung zeigt sich, 
dass eine negative Ansicht die grösste Wirkung entfalten kann. Befürchten die Befragten, 
dass mit der Bildung der Einheitsgemeinde eine Verschlechterung der Qualität des Schul-
systems in Kauf genommen werden muss, lehnen sie die Reformidee klar ab. Dass die Ein-
heitsgemeinde trotzdem von einer Mehrheit als sinnvoll bezeichnet wird, erklärt sich da-
durch, dass nur eine Minderheit der Befragten dem Argument zustimmt.  
 
Das Argument mit dem zweitgrössten Einfluss ist, dass die Bildung der Einheitsgemeinde 
einer Weiterführung der Zusammenarbeit entspricht. Ist bei den Befragten dieses Argument 
präsent, bezeichnen sie die Reformidee spontan als sinnvoll. Von geringerer Bedeutung 
sind die Argumente der Kosteneinsparung und des Verlust des politischen Gewichts der 
Schulgemeinde.  
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Grafik 14: 

Analyse Haltung Einheitsgemeinde 
aufgrund ausgewählter Aussagen

Ja-Stimmabsicht nicht sinnvoll

Verschlechterung Schulsystem
Weiterführung Zusammenarbeit

Kosteneinsparung
Verlust Gewicht Schulgemeinde

sinnvoll
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Daraus folgt: Die Bildung der Einheitsgemeinde hat dann eine Chance, wenn es gelingt, 
die Diskussion auf der Ebene der Weiterführung der Zusammenarbeit zu führen. Kommt 
demgegenüber das Thema der Verschlechterung der Qualität des Schulsystems in den 
Vordergrund, ist die Mehrheit für eine Einheitsgemeinde gefährdet.  
 
 
 
3.4.3. Zwischenbilanz  
 
Der in der gemeinsamen Betrachtung polarisierende Reformvorschlag Einheitsgemeinde 
wird in der Einzelbetrachtung von einer knappen Mehrheit als sinnvoll bezeichnet. 
Begründet wird diese positive Haltung vor allem mit der Annahme, dass sich die Koordina-
tion dadurch verbessere und die Kosten gesenkt werden könnten. Die Einheitsgemeinde 
vermag jedoch nicht mehr so zu überzeugen wie die Verkleinerung des Gemeinderats. Bei 
Personen über 65 Jahren findet sie keine Mehrheit mehr und auch Frauen würden einer 
solchen Reform skeptisch gegenüberstehen.  
 
Diese Skepsis lässt sich vor allem durch einen mit der Einheitsgemeinde in Beziehung ge-
brachten Nachteil erklären: Wenn die Befragten befürchten, dass die Bildung der Einheits-
gemeinde zu einer Verschlechterung der Qualität des Schulsystems führt, lehnen sie das 
Reformvorhaben ab. Dieses Argument löst vor allem bei Frauen eine negative Reaktion auf 
den Reformvorschlag aus. Eine spontane Zustimmung zur Einheitsgemeinde löst demge-
genüber das Argument aus, dass deren Einführung der konsequenten Weiterführung der 
bisherigen Zusammenarbeit entspricht.  
 
Das bedeutet, dass das Resultat einer möglichen Abstimmung über die Einheitsgemeinde 
je nach in der Diskussion betontem Argument abhängig ist. Gelingt es, die Vorteile einer 
Einheitsgemeinde, also die Weiterführung der Zusammenarbeit und auch die Kostenein-
sparungen ins Zentrum zu rücken, könnte die Vorlage angenommen werden. Allerdings 
würde dies voraussetzen, dass das negative Argument, wonach sich die Qualität des 
Schulsystems mit der Einheitsgemeinde verschlechtern könnte, nicht in der Diskussion er-
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scheint. Ansonsten werden Ängste ausgelöst, welche den Stimmentscheid negativ beein-
flussen.  
 
 
 
  
3.5. Das Reformvorhaben Einführung eines Gemeindeparlaments 
 
3.5.1. Die generelle Einschätzung  
 
Was sich bereits bei der gemeinsamen Betrachtung der Reformvorschläge abzeichnete, 
bestätigt sich auch in der Einzelbewertung: Die Einführung eines Gemeindeparlaments zu-
lasten der Gemeindeversammlung wird von den Befragten am wenigsten akzeptiert. Nur 
gerade 41% finden den Vorschlag sinnvoll. Demgegenüber steht eine knappe Mehrheit 
von 52%, welche das Gemeindeparlament als nicht sinnvoll bezeichnen.  
 

Grafik 15: 

Haltung Gemeindeparlament 
"Bei der Einführung eines Gemeindeparlaments würde die bisherige Gemeindeversammlung durch ein 

Gemeindeparlament mit gewählten Parlamentariern und Parlamentarierinnen ersetzt. Was ist Ihr Eindruck, ist 
ein solches Gemeindeparlament sinnvoll oder nicht? Sagen Sie mir bitte, ob Sie dies für sehr sinnvoll, eher 

sinnvoll, eher nicht sinnvoll oder gar nicht sinnvoll erachten." 
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Das charakteristische Merkmal der Personen, welche den Vorschlag ablehnen, ist – wie 
auch bei den anderen Reformvorschlägen – das Alter. Mehrheitlich abgelehnt wird das 
Gemeindeparlament von über 65 Jährigen; aber auch die 40 bis 64 lehnen den Vorschlag 
mehrheitlich ab.  
 
Wie bei der Einheitsgemeinde zeigt sich auch beim Gemeindeparlament eine Signifikanz 
bezüglich Bildung. Allerdings sind die Tendenzen hier gerade umgekehrt: Mehrheitlich 
abgelehnt wird das Gemeindeparlament von hoch gebildeten Personen; auch Personen 
mit tiefer Bildung lehnen den Vorschlag ab. Nur gerade Personen mit mittlerer Bildung 
stimmen dem Gemeindeparlament zu.  
 
Werden diejenigen Befragten, die das Gemeindeparlament als nicht sinnvoll erachten, 
nach den Gründen dafür gefragt, werden vier Argumente gleich oft angeführt: Die Ge-
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meindeversammlung sei besser, das Parlament führe zu einem Verlust der direkten Demo-
kratie, die BürgerInnen hätten weniger zu sagen und die Möglichkeit, sich bei der Ge-
meindeversammlung direkt einzubringen, ginge verloren. Im Weiteren erwarten die Be-
fragten persönliche Nachteile oder sie äussern sich generell skeptisch resp. negativ zur 
Idee des Gemeindeparlaments. Befürchtet werden ebenfalls politische Nachteile, mögliche 
Machtkämpfe oder der entstehende grosse Aufwand. 
 

Grafik 16: 

Gründe gegen Gemeindeparlament 
"Können Sie mir sagen, wieso Sie das Gemeindeparlament als nicht sinnvoll erachten?" 

Basis: inhaltliche Nennungen der Stimmberechtigten der politischen Gemeinde Stäfa,
welche das Gemeindeparlament als nicht sinnvoll erachten
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Diejenigen, welche den Reformvorschlag befürworten, begründen ihre Einschätzung 
hauptsächlich damit, dass die Gemeindeversammlung veraltet sei. Aber auch der Wunsch 
nach einer Professionalisierung der Politik führt zu einer positiven Haltung. Das Gemein-
deparlament wird im Weiteren als repräsentativer und Urnenabstimmungen als effizienter 
eingeschätzt. Dem Gemeindeparlament werden auch politische und persönliche Vorteile 
zugeschrieben oder die Befragten stehen einer solchen Lösung prinzipiell positiv gegen-
über. Teilweise wird die Reform wegen des Gemeindewachstums als notwendig erachtet. 
Schliesslich rechnen einige der Befragten mit personellen Vorteilen.  
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Grafik 17: 

Gründe für Gemeindeparlament 
"Können Sie mir sagen, wieso Sie das Gemeindeparlament als sinnvoll erachten?" 

Basis: inhaltliche Nennungen der Stimmberechtigten der politischen Gemeinde Stäfa,
welche das Gemeindeparlament als sinnvoll erachten

Personelle Vorteile
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3.5.2. Die Argumente  
 
Die Bedeutung der Befürchtung, dass die Rolle der BürgerInnen durch ein Gemeindepar-
lament geschwächt wird, zeigt sich nicht nur bei den spontanen Nennungen. Fast drei 
Viertel der Befragten stimmen dem Argument zu, dass ein Gemeindeparlament die Mit-
sprachemöglichkeiten der einzelnen BürgerInnen schwächt. Damit findet das Argument 
die grösste Zustimmung. Nur gerade 22% sind mit der Aussage nicht einverstanden. 
  
Die zweite negative Aussage, die besagt, das ein Gemeindeparlament viel zu teuer ist, er-
hält demgegenüber keine mehrheitliche Zustimmung. 39% sprechen ihr Einverständnis mit 
dem Argument aus. Demgegenüber stehen 38%, welche der Aussage nicht zustimmen. Ein 
relativ grosser Anteil von 20% kann sich diesbezüglich allerdings nicht entscheiden.  
 
Dem Gemeindeparlament werden aber auch positive Eigenschaften zugesprochen. So sind 
insgesamt 60% der Ansicht, dass ein Gemeindeparlament die Professionalität in der Ge-
meindepolitik erhöht. Immerhin die Hälfte der Befragten ist auch mit dem Argument ein-
verstanden, dass ein Gemeindeparlament die richtige Antwort auf immer komplexere poli-
tische Entscheide ist.  
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Grafik 18: 

Aussagen zum Gemeindeparlament 
"Ich lese Ihnen in der Folge einige Aussagen vor, welche man über die Bildung eines Gemeindeparlaments 

immer wieder hören kann. Sagen Sie mir bitte jeweils, ob Sie damit voll, eher, eher nicht oder überhaupt nicht 
einverstanden sind. Wenn Sie eine Aussage nicht beurteilen können, sagen Sie mir das ruhig." 

Schwächung Mitsprache Bürger: "Ein Gemeindeparlament schwächt die Mitsprachemöglichkeiten des einzelnen Bürgers." 
Erhöhung Professionalität: "Ein Gemeindeparlament erhöht die Professionalität in der Gemeindepolitik." 
Antwort auf Komplexität: "Die Bildung eines Gemeindeparlaments ist die richtige Antwort auf immer komplexere 
  politische Entscheide." 
Viel zu teuer: "Ein Gemeindeparlament ist viel zu teuer." 

in % Stimmberechtigter der politischen Gemeinde Stäfa

14

22

26

46

25

28

34

28

23

7

7

4

28

27

21

13

10

16

12

9

Viel zu teuer

Antwort auf Komplexität

Erhöhung Professionalität

Schwächung Mitsprache
Bürger

sehr einverstanden eher einverstanden weiss nicht/keine Antwort
eher nicht einverstanden überhaupt nicht einverstanden

© gfs.bern, Befragung "Revision 2010" Stäfa, November 2007 (N = 802)  
 
Ein weiteres Mal ist das Alter ein die Antworten der Befragten unterscheidendes Merkmal. 
Wie erwähnt wird das Reformvorhaben von Personen ab 40 Jahren mehrheitlich abge-
lehnt. Es sind denn auch diese Personen, welche die Befürchtung häufiger teilen, dass die 
Mitsprache des Einzelnen geschwächt wird. Aber auch die jüngeren Personen sind mehr-
heitlich mit diesem Argument einverstanden. Obwohl das Kosten-Argument bei keiner Al-
terskategorie eine Mehrheit erreicht, kann gesagt werden, dass die Zustimmung zum Ar-
gument mit zunehmendem Alter steigt.  
 
Befragte unter 65 Jahren erwarten von einem Gemeindeparlament häufiger eine Erhöhung 
der Professionalität; nur gerade bei über 65 Jährigen findet diese Ansicht keine Mehrheit. 
Diese Gruppe ist es denn auch, welche die Meinung, dass das Gemeindeparlament eine 
Antwort auf die Komplexität ist, mehrheitlich ablehnen. 
 
Den stärksten Einfluss auf die spontane Einschätzung des Reformvorschlags hat die An-
sicht, dass ein Gemeindeparlament die richtige Antwort auf immer komplexere politische 
Entscheide ist. Ein weiterer wichtiger Faktor für die spontane Einschätzung ist das zweite 
positive Argument. Mit diesen beiden Aspekten hätte das befürwortende Lager im Falle ei-
ner Abstimmungskampagne zwei schlagkräftige Argumente.  
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Grafik 19: 

Analyse Haltung Gemeindeparlament 
aufgrund ausgewählter Aussagen
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Die ablehnende Haltung der Befragten gegenüber dem Gemeindeparlament lässt sich da-
mit erklären, dass die Angst vor einer Beschneidung der Mitsprachemöglichkeiten domi-
niert und somit einen stärkeren Einfluss auf die spontane Einschätzung hat. Aus diesem 
Grunde hätte eine Abstimmungsvorlage momentan keine Chance, von den Stimmberech-
tigten angenommen zu werden. Es gilt deshalb, diese Ängste zu entkräften und die beiden 
positiven Aspekte in den Vordergrund zu rücken.  
 
 
3.5.3. Zwischenbilanz  
 
Die Befragten stehen der Einführung des Gemeindeparlaments und dem damit verbunde-
nen Wegfall der Gemeindeversammlung skeptisch gegenüber. Eine knappe Mehrheit 
spricht sich gegen den Reformvorschlag aus. Die wichtigsten persönlichen Gründe für die 
negative Einstellung sind Einschätzungen, wonach die Gemeindeversammlung per se bes-
ser ist oder die Befürchtungen, dass damit ein Verlust der direkten Demokratie sowie der 
Mitsprachemöglichkeiten der Stimmberechtigten einhergeht.  
 
Die Angst vor einem Verlust der Mitsprachemöglichkeit ist es denn auch, welche von den 
Befragten am meisten Zustimmung erhält. Dem Gemeindeparlament wird zwar mehrheit-
lich zugesprochen, die richtige Antwort auf immer komplexere politische Entscheide zu 
sein. Allerdings vermag dieses Argument die Befürchtungen der Befragten nicht zu ver-
drängen. Deshalb kann es auch sein Potenzial für die spontane Einschätzung nicht vollum-
fänglich ausschöpfen. Dies erklärt, weshalb das Gemeindeparlament mehrheitlich abge-
lehnt wird. 
 
Eine allfällige Abstimmungsvorlage hätte unter diesen Umständen keine Chancen. Dafür 
müssten in einem ersten Schritt die Ängste der Befragten abgebaut werden. In einem zwei-
ten Schritt könnten dann die mit dem Gemeindeparlament verbundenen Vorteile heraus-
gehoben werden, was den Stimmentscheid positiv beeinflussen könnte.  
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3.6. Generelle Einstellung gegenüber Reformvorhaben 
 
3.6.1. Vier Gruppen von Stimmberechtigten 
 
Die einzelnen Reformvorhaben der Gemeinde Stäfa werden von den Befragten unter-
schiedlich beurteilt. Wie erwähnt stellt das Alter einen wichtigen Faktor für die differente 
Haltung der Befragten gegenüber den Reformideen dar. Daneben sind auf einer 
allgemeinen Ebene aber auch Unterschiede in Bezug auf die Gesamtheit der 
Stimmberechtigten der Gemeinde erkennbar. Mittels einer Clusteranalyse können vier 
Gruppen von Stimmberechtigen mit unterschiedlichen Einstellungen gegenüber 
Gemeindereformen sichtbar gemacht werden.  
 

Grafik 20: 
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• ReformskeptikerInnen: Kennzeichen der ReformskeptikerInnen ist ihre äusserst kriti-

sche Haltung gegenüber jedwelchen Reformvorhaben. So findet sich in dieser Gruppe 
nur eine Minderheit, die sich für eine Überarbeitung der Gemeindeordnung ausspricht. 
Dieser Logik folgend werden denn auch alle einzeln betrachteten Reformvorhaben ab-
gelehnt. Am deutlichsten tritt die Skepsis im Zusammenhang mit dem Vorschlag Ge-
meindeparlament auf: 92% finden dieses nicht sinnvoll. Aber auch die Einheitsge-
meinde (86%) und die Verkleinerung des Gemeinderates (61%) werden deutlich abge-
lehnt.  
Zu den ReformskeptikerInnen gehören 19% der Befragten. Sie sind häufiger weiblich 
und über 65 Jahre alt. Die Gruppe entspricht einem eher kleinen Anteil der Befragten. 
Allerdings kann die Meinung der ReformskeptikerInnen auch mit noch so überzeugen-
den Argumenten kaum verändert werden. Im Falle einer Abstimmung ist seitens dieser 
Gruppe eine ablehnende Haltung zu jedwelchem Reformprojekt wohl kaum zu ver-
meiden. 

• Generelle ReformerInnen: Die generellen ReformerInnen sind am reformfreudigsten 
eingestellt. Eine Mehrheit von 92% findet die Überarbeitung der Gemeindeordnung 
ein sinnvolles Vorhaben. Am deutlichsten sprechen sich die generellen ReformerInnen 
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für die Einführung des Gemeindeparlaments aus. Aber auch die Einheitsgemeinde und 
die Verkleinerung des Gemeinderats werden befürwortet. Trotzdem erstaunt es, dass 
gerade der bei den Befragten am wenigsten akzeptierte Vorschlag des Gemeindepar-
laments bei dieser Gruppe die grösste Zustimmung erhält. Dies lässt sich mit den 
Werthaltungen der Personen dieser Gruppe erklären: Sie sind für Kostenersparnisse, für 
eine erhöhte Professionalität und Effizienz; alles Argumente, die für ein Gemeindepar-
lament sprechen.  
Die generellen ReformerInnen sind mehrheitlich männlich und unter 65 Jahren. Von 
den befragten Personen können 27% dieser Gruppe zugeordnet werden. Bei Abstim-
mungsvorlagen zu Gemeindereformen kann prinzipiell mit ihrer Zustimmung gerech-
net und durch schlagkräftige Kosten- und Effizienzargumente erhöht werden. 

• KritikerInnen Gemeindeparlament: Die KritikerInnen des Gemeindeparlaments spre-
chen sich gegen die Einführung eines solchen aus. Prinzipiell stehen sie der Überarbei-
tung der Gemeindeordnung aber durchaus positiv gegenüber. Dasselbe ist auch in Be-
zug auf die Bildung einer Einheitsgemeinde und etwas weniger deutlich, aber immer 
noch mehrheitlich für die Verkleinerung des Gemeinderats feststellbar. Analog zu den 
generellen ReformerInnen stimmen sie mehrheitlich Argumenten zu, die Kostenerspar-
nisse oder eine Erhöhung der Professionalität und der Effizienz propagieren. Einzig 
beim Gemeindeparlament wird das Professionalitätsargument abgelehnt. 
Zu dieser Gruppe gehören 25% der Befragten. Darin vertreten sind etwas häufiger 
Männer und Personen zwischen 40 und 64 Jahren. Sie unterstützen Reformvorhaben 
auf Gemeindeebene zwar; allerdings halten sie an der Gemeindeversammlung fest. 
Dies hauptsächlich darum, weil sie eine Schwächung ihrer Mitsprachemöglichkeiten 
befürchten.  

• PragmatikerInnen: Zu den Pragmatischen schliesslich gehören 29% der Befragten. 
Auch diese Gruppe spricht sich grossmehrheitlich für eine Überarbeitung der Gemein-
deordnung aus. Eine klare Mehrheit dieser Gruppe findet die Verkleinerung des Ge-
meinderats sinnvoll. Für die Einführung eines Gemeindeparlaments sowie für die Bil-
dung einer Einheitsgemeinde finden sich hier aber keine Mehrheiten mehr. Diese ge-
genüber Gemeindereformen grundsätzlich positive, aber gegenüber den konkreten 
Vorschlägen skeptische Einschätzung widerspiegelt sich auch in den Werthaltungen: 
Die Befragten dieser Gruppe stimmen sowohl den negativen als auch den positiven 
Argumenten mehrheitlich zu.  
Die PragmatikerInnen stellen die grösste Gruppe der Befragten dar. Sie sind mehrheit-
lich weiblich und im Alter zwischen 18 und 39 Jahren. Mit den richtigen Argumenten 
können Personen dieser Gruppe für eine Verkleinerung und allenfalls auch für die Ein-
führung eines Gemeindeparlaments gewonnen werden. Allerdings ist eine Einschät-
zung eines allfälligen Stimmentscheids bei dieser Gruppe aufgrund ihrer ambivalenten 
Werthaltungen schwierig. 

 
 
 
3.6.2. Zwischenbilanz 
 
Die Clusteranalyse zeigt, dass sich die Stimmberechtigen in vier Gruppen einteilen lassen. 
Die grösste Gruppe stellen die PragmatikerInnen dar. Sie stehen Gemeindereformen 
mehrheitlich positiv gegenüber. In Zusammenhang mit den betrachteten Reformvorschlä-
gen lässt sich aber nur für die Verkleinerung des Gemeinderats eine Mehrheit finden. Am 
deutlichsten abgelehnt wird die Bildung einer Einheitsgemeinde.  
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Bei der zweitgrösste Gruppe – den generellen ReformerInnen – ist für alle Reformvor-
schläge eine Mehrheit zu finden. Am meisten überzeugt sind Personen dieser Gruppe von 
der Einführung eines Gemeindeparlaments. Dies steht im Widerspruch zur Feststellung, 
dass dieser Reformvorschlag von den Befragten am deutlichsten abgelehnt wird. Für Re-
formerInnen sind Argumente wie Kostenersparnis, Erhöhung Professionalität und Effizienz 
ausschlaggebend. Gerade mit der Einführung des Gemeindeparlaments scheinen die Re-
formerInnen diese positiven Folgen zu verbinden.  
 
Die KritikerInnen Gemeindeparlament stellen die drittgrösste Gruppe dar. Sie sind prinzi-
piell reformfreudig, sprechen sich aber gegen die Einführung eines Gemeindeparlaments 
aus. Begründet wird dies – wie bereits bei der Einzelbetrachtung aufgezeigt wurde – mit 
der Befürchtung, dass die Mitsprachemöglichkeiten der BürgerInnen verloren gehen. Aber 
auch die Verkleinerung des Gemeinderats scheint die KritikerInnen Gemeindeparlament 
nicht vollumfänglich zu überzeugen.  
 
Die letzte Gruppe schliesslich besteht aus den so genannten ReformskeptikerInnen. Sie 
lehnen alle Reformvorhaben ab; ein Potenzial zur Umstimmung ist kaum gegeben.  
 
Mit Ausnahme der ReformskeptikerInnen ist in allen Gruppen ein gewisser Reformwille 
festzustellen. Dieser ist vom jeweiligen Reformvorhaben abhängig. Als reformfreudiger 
erweisen sich die generellen ReformerInnen und die KritikerInnen Gemeindeparlament. 
Bei einer allfälligen Abstimmungsvorlage zur Verkleinerung des Gemeinderats oder der 
Bildung einer Einheitsgemeinde könnte ihre Zustimmung bei der Anwendung der richtigen 
Argumentation gewonnen werden. Diese Gruppen sind tendenziell eher männlich und un-
ter 65 Jahren. Auch bei den Pragmatischen ist noch ein leichter Reformwille erkennbar; 
diese Gruppe könnte für die Verkleinerung des Gemeinderats gewonnen werden.  
 
Werden die Gruppen nach Alter und Geschlecht betrachtet zeigt sich folgendes: Die re-
formfreudigeren Gruppen, die generellen ReformerInnen und KritikerInnen Gemeindepar-
lament, sind häufiger männlich und unter 65 Jahren. Männer und Personen unter 65 Jah-
ren scheinen demnach reformfreudiger zu sein als Frauen. 
 
 
 
 
3.7. Zusammensetzung einer möglichen Reformvorlage 
 
Die unterschiedliche Kritik an den einzelnen Reformvorhaben wirkt sich nicht nur auf die 
different ausgeprägte Zustimmung aus; vielmehr hat sie auch einen direkten Einfluss auf 
die Zusammensetzung einer konkreten Reformvorlage. Momentan gibt es keine Kombina-
tion aus zwei oder gar drei der vorgeschlagenen Reformideen, die mehrheitsfähig ist.  
 
Dies zeigt sich bereits daran, dass 82% der Befragten nur ein Reformvorhaben als sinnvoll 
eingeschätzt haben. Wie die Ergebnisse gezeigt haben, handelt es sich dabei meist um die 
Verkleinerung des Gemeinderates. Allerdings gibt es auch Personen, welche die Verklei-
nerung des Gemeinderats nicht sinnvoll finden, sich aber beispielsweise für die Bildung 
einer Einheitsgemeinde aussprechen. Weitere 54% der Befragten finden zwei der gemach-
ten Reformvorschläge sinnvoll; diese Befragten unterscheiden sich aber in der individuel-
len Einschätzung, so dass sich momentan keine mehrheitsfähige Vorlage mit zwei Reform-
vorhaben abzeichnet. 20% der Befragten haben alle drei Reformvorschläge als sinnvoll 
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bezeichnet; bei diesen Personen hätte eine Abstimmungsvorlage mit den drei Reformen 
eine Chance.  
 

Grafik 21: 

Anzahl als sinnvoll erachteter Reformen
"Was ist Ihr Eindruck, ist eine solche Zusammenlegung von Schulgemeinde und politischer Gemeinde zu einer 

Einheitsgemeinde sinnvoll oder nicht?" 
"Was ist Ihr Eindruck, ist ein solches Gemeindeparlament sinnvoll oder nicht?" 

"Was ist Ihr Eindruck, ist eine solche Verkleinerung des Gemeinderates sinnvoll oder nicht?" 
„Sagen Sie mir bitte, ob Sie dies für sehr sinnvoll, eher sinnvoll, eher nicht sinnvoll oder gar nicht sinnvoll 

erachten." 

in % Stimmberechtigter der politischen Gemeinde Stäfa
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Wie bereits erwähnt ist eine Abstimmungsvorlage, die aus zwei Reformvorhaben besteht, 
momentan nicht mehrheitsfähig. Grund dafür ist, dass die Befragten unterschiedliche Prä-
ferenzen haben. Dies widerspiegelt sich bei der Betrachtung der möglichen Zweierkombi-
nationen.  
 

Grafik 22: 

Reform-Paarungen (sehr und eher sinnvoll) 
"Was ist Ihr Eindruck, ist eine solche Zusammenlegung von Schulgemeinde und politischer Gemeinde zu einer 

Einheitsgemeinde sinnvoll oder nicht?" 
"Was ist Ihr Eindruck, ist ein solches Gemeindeparlament sinnvoll oder nicht?" 

"Was ist Ihr Eindruck, ist eine solche Verkleinerung des Gemeinderates sinnvoll oder nicht?" 
„Sagen Sie mir bitte, ob Sie dies für sehr sinnvoll, eher sinnvoll, eher nicht sinnvoll oder gar nicht sinnvoll 

erachten." 
in % Stimmberechtigter der politischen Gemeinde Stäfa

39

29
27

Einheitsgemeinde und Verkleinerung
Gemeinderat

Gemeindeparlament und Verkleinerung
Gemeinderat

Gemeindeparlament und
Einheitsgemeinde

 
© gfs.bern, Befragung "Revision 2010" Stäfa, November 2007 (N = 802)  

 



 34

39% der Befragten erachten die Verkleinerung des Gemeinderats und gleichzeitig auch die 
Bildung der Einheitsgemeinde als sinnvoll. Damit wird diese Zweierkombination von allen 
möglichen am besten beurteilt. 29% der Befragten finden sowohl die Einführung des Ge-
meindeparlaments als auch die Verkleinerung des Gemeinderats sinnvoll. Die Einführung 
des Gemeindeparlaments und die Bildung der Einheitsgemeinde schliesslich werden von 
27% gleichzeitig positiv eingeschätzt.  
 
Betrachtet man dieses Ergebnis nach Cluster, ergibt sich folgendes Bild: Nur die generellen 
ReformerInnen würde alle drei möglichen Kombinationen annehmen. Wie erwähnt sind 
sie äussert reformfreudig und den präsentierten Vorschlägen gegenüber positiv eingestellt. 
Bezeichnenderweise hätte bei dieser Gruppe gerade die am wenigsten Erfolg verspre-
chende Kombination Gemeindeparlament und Einheitsgemeinde den grössten Zuspruch. 
Diese Kombination hätte bei den Pragmatischen und bei den KritikerInnen Gemeindepar-
lament kaum Chancen, da beide Gruppen der Einführung des Gemeindeparlaments skep-
tisch gegenüberstehen. Für die KritikerInnen Gemeindeparlament stellt die Kombination 
Einheitsgemeinde und Verkleinerung Gemeinderat die attraktivste Vorlage dar. Für die 
PragmatikerInnen kommt demgegenüber keine der möglichen Kombinationen in Frage, da 
sie nur einer Reformidee – der Verkleinerung des Gemeindeparlaments – mehrheitlich zu-
stimmen. 
 
 
 
3.7.1. Zwischenbilanz 
 
Die unterschiedliche Einschätzung der drei Reformvorhaben beeinflusst auch die Zusam-
menstellung einer möglichen Abstimmungsvorlage. Eine Vorlage, bei der alle Reformvor-
schläge kombiniert werden, hat kaum Aussicht auf Erfolg. Einzig bei den generellen Re-
formerInnen kann hier mit mehrheitlicher Zustimmung gerechnet werden.  
 
Eine Kombination von zwei Vorhaben in einer Vorlage ist ebenfalls kritisch zu beurteilen. 
Dies liegt daran, dass die Befragten unterschiedliche Präferenzen haben, was sich in der 
individuellen Einschätzung der einzelnen Reformvorlagen widerspiegelt. So können die 
Befragten zwar durchaus zwei Reformvorschläge befürworten, es muss sich dabei aber 
nicht um die gleichen Vorschläge handeln. Die möglichen Zweierkombinationen finden 
keine Mehrheiten. Am aussichtsreichsten ist die Kombination Bildung einer Einheitsge-
meinde und Verkleinerung des Gemeinderats.  
 
 
 
3.8. Aufgabenteilung 
 
Neben den konkreten Reformvorschlägen konnten sich die Befragten auch zur aktuellen 
Aufgabenteilung zwischen dem Gemeinderat und den Behörden ausserhalb des Gemein-
derats äussern. Konkret ging es um vier Aufgaben, die in Stäfa momentan von selbständi-
gen Behörden wahrgenommen werden.  
 
Es zeigt sich, dass die Befragten vor allem sozialpolitische Belange lieber in der direkten 
Kompetenz des Gemeinderates sehen würden. So sprechen sich 56% dafür aus, dass die 
wirtschaftliche Hilfe resp. die Sozialhilfe direkt in den Zuständigkeitsbereich des Gemein-
derates fallen soll. Knapp die Hälfte der Befragten (49%) findet, dass auch die Alters- und 
Pflegeheime hier hin gehören.  
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Grafik 23: 

Zuständigkeiten Aufgabengebiete 
"Es gibt heutzutage in Stäfa einige Aufgabengebiete, welche von selbstständigen Behörden ausserhalb des 
Gemeinderates organisiert und verantwortet werden. Ich nenne Ihnen in der Folge einige davon, und Sie 

sagen mir bitte jeweils, ob für dieses Aufgabengebiet in Zukunft lieber direkt der Gemeinderat zuständig sein 
soll, oder ob auch in Zukunft weiterhin eine Behörde ausserhalb des Gemeinderates zuständig sein soll. Falls 

Sie eine solche Einschätzung nicht vornehmen können, sagen Sie mir das ruhig." 
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Die Versorgung mit Wasser und Strom kann nach Ansicht der Befragten demgegenüber bei 
den Behörden ausserhalb des Gemeinderates bleiben: 54% vertreten diese Meinung bei 
der Wasserversorgung und 56% bei der Stromversorgung.  
 
 
 
3.8.1. Zwischenbilanz 
 
Die Befragten scheinen mit der Aufgabenteilung zwischen dem Gemeinderat und den Be-
hörden mehrheitlich einverstanden zu sein.  
 
Bei sozialpolitischen Aufgaben wie die wirtschaftliche Hilfe resp. Sozialhilfe können sich 
die Befragten eine Verschiebung der Kompetenzen zugunsten des Gemeinderats vorstel-
len. Versorgungsaufgaben wie beispielsweise mit in den Bereichen Strom und Wasser 
werden von den Behörden gut gelöst und können deshalb nach Ansicht der Befragten bei 
diesen verbleiben.  
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4. Schlussbilanz 
 
 
 
Grundsätzlich existiert in der Gemeine Stäfa ein gutes Potenzial für die Überarbeitung der 
Gemeindeordnung bis 2010. Eine deutliche Mehrheit befürwortet dieses Vorhaben. Wie in 
anderen Deutschschweizer Gemeinden konnte auch in Stäfa ein latenter Reformwille fest-
gestellt werden. Allerdings zeigt sich, dass die Befürwortung der Gemeindereformen vom 
jeweiligen Vorschlag abhängig ist.  
 
Bereits die konkrete Vorstellung von Reformen scheint die Reformfreudigkeit etwas zu 
dämpfen. Die Einzelbetrachtung ergibt deutliche Unterschiede in der spontanen Einschät-
zung der Reformvorhaben: 

• Der best akzeptierteste Vorschlag ist die Verkleinerung des Gemeinderats auf sieben 
oder fünf Mitglieder. Der Hauptgrund für die positive Haltung gegenüber dem Vorha-
ben ist die Erwartung, dass dadurch die Gemeinderatsarbeit professioneller wird. Klar 
mit dem Reformvorhaben verbunden ist die Erwartung, dass die Verkleinerung des 
Gemeinderats eine effizientere politische Arbeit mit sich bringt. Die mit der Reform 
möglicherweise verbundene Festanstellung des Gemeindepräsidenten wird mit unter-
stützt.  

• Auch die Bildung einer Einheitsgemeinde wird mehrheitlich befürwortet. Für diesen 
Reformschritt sprechen die dadurch entstehende bessere Koordination sowie die Re-
duktion der Kosten. Dass die Erwartung an die Einheitsgemeinde bezüglich Kostener-
sparnis gross ist, zeigt sich auch bei den Argumenten. Wenn die Befragten allerdings 
befürchten, dass das Reformvorhaben eine Verschlechterung der Qualität des Schulsys-
tems mit sich bringt, wird die positiv eingestellte Mehrheit deutlich gefährdet.  

• Die Einführung eines Gemeindeparlaments stösst bei den Befragten als einzige Vorlage 
auf mehrheitliche Ablehnung. Die Befürchtung, dass damit ein Teil der direkten De-
mokratie verloren geht, ist neben dem hohen Stellenwert, welcher der existierenden 
Gemeindeversammlung zugesprochen wird, ein wichtiger Grund für die skeptische 
Haltung. Die Angst nach dem Verlust der direkten Demokratie widerspiegelt sich auch 
in der mehrheitlichen Zustimmung zum Argument, wonach ein Gemeindeparlament 
die Mitsprachemöglichkeiten der BürgerInnen schwächt.  

 
Bei der spontanen Einschätzung der Reformvorschläge spielt also nicht nur die generelle 
Reformfreudigkeit eine Rolle, sondern auch die mit dem ausgestalteten Vorschlag verbun-
denen Vor- und Nachteile. Vor allem die Argumente Erhöhung der Effizienz und Professi-
onalisierung spielen für die Befragten eine wesentliche Rolle; sie vermögen die spontane 
Einschätzung bei allen Vorlagen positiv zu beeinflussen. Allerdings dürfen die mit den 
Vorschlägen verbundenen Nachteile oder Ängste nicht ausser Acht gelassen werden. Dies 
gilt vor allem dann, wenn diese einen grossen Einfluss auf die spontane Einschätzung aus-
üben können wie im Fall der Einheitsgemeinde. Sobald die negativen Argumente bei einer 
allfälligen Diskussion die Oberhand gewinnen, hat auch dieses Vorhaben keine Chancen 
mehr.  
 
Die Betrachtung der Reformvorhaben bringt auch Unterschiede bezüglich Alter und Ge-
schlecht zutage. Etwas überspitzt formuliert kann festgehalten werden, dass Männer und 
Personen unter 65 Jahren Reformen grundsätzlich positiver gegenüberstehen. Frauen 
scheinen eher kritisch eingestellt zu sein. Im Speziellen spielt dies bei der Einheitsge-
meinde eine Rolle, die von Frauen mehrheitlich abgelehnt wird.  
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Die Untersuchung bringt aber nicht nur Unterschiede in der Beurteilung der einzelnen Re-
formvorschläge mit sich. Differenzen ergeben sich auch in Bezug auf die befragten Stimm-
berechtigten. Die Clusteranalyse zeigt, dass die Gesamtheit der Stimmberechtigten der 
Gemeinde Stäfa in vier Gruppen eingeteilt werden kann. Die Gruppenzugehörigkeit be-
einflusst die generelle Einstellung gegenüber einer Überarbeitung der Gemeindeordnung 
sowie gegenüber den einzelnen Reformvorhaben: 

• ReformskeptikerInnen haben gegenüber Gemeindenreformen prinzipiell eine negative 
Haltung. Sie lehnen alle Reformvorhaben ab.  

• Gegenspielerin der ReformskeptikerInnen ist die Gruppe der generellen ReformerIn-
nen. Sie sind äussert reformfreudig und beurteilten die vorgeschlagenen Reformen 
mehrheitlich positiv.  

• Die KritikerInnen Gemeindeparlament stehen den Reformvorhaben grundsätzlich posi-
tiv gegenüber; einzig die Einführung des Gemeindeparlaments bewerten sie skeptisch.  

• Die Gruppe der PragmatikerInnen schliesslich ist durchmischt; in dieser Gruppe findet 
nur die Verkleinerung des Gemeinderats eine Mehrheit. 

 
Für den Erfolg resp. Misserfolg einer Abstimmungsvorlage mitentscheidend ist neben den 
Argumenten und der am stärksten mobilisierten Gruppe aber auch die Vorlage selbst: Be-
inhaltet die Vorlage zur überarbeiteten Gemeindordnung alle drei Reformvorhaben in der 
aktuellen Version, kann bei den Befragten keine Mehrheit erzielt werden. Bereits bei der 
Zusammenfassung von zwei Reformvorhaben zu einer Vorlage kann nur bedingt mit ei-
nem Erfolg gerechnet werden. Dies darum, weil keine der möglichen Kombinationen von 
zwei Vorlagen mehrheitsfähig ist. Die besten Chancen an der Urne hätte hier eine Vorlage 
mit der Einheitsgemeinde und der Verkleinerung des Gemeinderats. 
 

Abschliessend kann festgehalten werden, dass bei einer allfälligen Abstimmung momentan 
nur bei der Verkleinerung des Gemeinderats eine Mehrheit erwartet werden kann. Die 
Bildung einer Einheitsgemeinde wird zwar mehrheitlich als sinnvoll bezeichnet. Gerade 
bei dieser Vorlage spielt aber die öffentliche Diskussion und die Abstimmungskampagnen 
eine grosse Rolle: Gelingt es den Befürwortenden, die positiven Seiten des Reformvorha-
bens herauszustreichen und die Ängste zu unterbinden, kann eine Mehrheit gefunden 
werden. Sobald es den GegnerInnen der Einheitsgemeinde gelingt, das Argument der Ver-
schlechterung der Schulqualität zu platzieren, hat die Vorlage keine grossen Erfolgschan-
cen mehr. Aktuell keine Aussicht auf Erfolg hat die Einführung eines Gemeindeparlaments. 
Die damit verbundenen negativen Folgen, im Speziellen der Verlust der Mitsprachemög-
lichkeiten, lösen eine zu grosse Abwehrhaltung aus. 
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